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Übernahme einer Nachlassliegenschaft durch einen Miterben 
Sachverhalt

Frau L. (40 jährig, ledig, 1 Kind), für die ich eine Beistandschaft nach Art. 394 ZGB führe, ist an einer Erbengemeinschaft (3-Parteien zu je 1/3) beteiligt. Die Zusammenarbeit mit Frau L. klappt gut, so dass die Massnahme ausreicht. Ihre Urteilsfähigkeit in grösseren finanziellen Angelegenheiten ist sicherlich eingeschränkt und bedarf des Schutzes. 

Das Vermögen der Erbengemeinschaft besteht hauptsächlich aus einer Liegenschaft. Diese wird zurzeit von den beiden anderen Parteien bewohnt. Die Mietverhältnisse sind nur unbefriedigend geregelt und auch die Kontrolle der Liegenschaftsabrechnung gestaltet sich schwierig. Eine Partei möchte nun die Liegenschaft erwerben und meine Klientin auszahlen. Sie begrüsst diesen Schritt und ich denke auch, dass er in ihrem Interesse liegt. 

Die Liegenschaft wurde geschätzt (rund Fr. 830 000.00). Der offerierte Kaufpreis liegt Fr. 30 000.00 tiefer und ist gemäss Angaben des Interessenten das Maximum, was er finanzieren kann.

Meine Frage:

Gibt es in der Praxis Fälle, in denen innerhalb der Familie unter dem Verkehrswert verkauft wurde?

Welche Bedingungen müssten da erfüllt sein?

Erwägungen

1. Die nach Art. 394 ZGB verbeiständete Person ist grundsätzlich handlungsfähig und könnte den Deal ohne Beizug des Beistandes und der Vormundschaftsbehörde vornehmen (Art. 12 und 13 ZGB). Falls ihr allerdings die nötige Fähigkeit mangelt, die Tragweite des Geschäftes zu ermessen, und deshalb die Vertretung des Beistandes geboten scheint (Basler Kommentar ZGB I-Biderbost, N 20 zu Art. 419), richtet sich das Vorgehen nach 421 Ziff. 9 ZGB (Zustimmung der Vormundschaftsbehörde zur Erbteilung). Eine Zustimmung im Sinne von Art. 404 Abs. 3 ZGB durch die vormundschaftliche Aufsichtsbehörde bedarf es allerdings nicht, weil jeder Erbe zu jeder Zeit die Erbteilung verlangen kann und die Vormundschaftsbehörde auf die Art der Teilung keinen Einfluss hat (Basler Kommentar ZGB I-Guler N 6 zu Art. 404).

2. Die fragliche Liegenschaft weist als Gesamtobjekt einen geschätzten Verkehrswert von Fr. 830'000 aus. Sie gehört einer Erbengemeinschaft zu gesamter Hand, wobei die einzelnen Gesamteigentümer einen Anteil von je einem Drittel beanspruchen können, das allerdings noch nicht in Miteigentum aufgeteilt ist. Die Frage stellt sich, ob damit auch gesagt sei, ein interner Anteil von einem Drittel entspreche auch einem Drittel des Gesamtwertes. Davon ist wohl auszugehen. Zwar stellt der Gesamteigentumsanteil kein selbständiges, freies Vermögensobjekt dar und ist als solches weder selbständig veräusserbar noch verpfändetbar. Das wäre nur der Fall bei Miteigentum (Tuor/Schnyder/Schmid/Rumo-Jungo, Das Schweizerische Zivilgesetzbuch, 12. Auflage, S. 829), hätte aber in jenem Fall infolge der teilweisen Zwangsgemeinschaft mit den Miteigentümern nur eine beschränkte Attraktivität. Im vorliegenden Fall kann sich aber jeder Gesamteigentümer über die Erbteilung (Art. 604 ZGB) aus dem Gesamthandsverhältnis lösen, was entweder über einen schriftlichen Vertrag (Art. 634 ZGB) oder aber auf dem Weg der Erbteilungsklage erfolgen kann (Audrey Leuba, Le partage successoral en droit suisse, ZSR 125 (2006) II S. 137, 152). 

3. Nach welchen Regeln ein Nachlass zu teilen ist, sagt das Gesetz nicht. Immerhin lassen sich Art. 610-612a ZGB gewisse Grundsätze entnehmen, welche den Anliegen nach Vermeidung von Substanzverlust durch Zersplitterung sowie der Respektierung des Gleichbehandlungsgrundsatzes und der Gerechtigkeit Rechnung tragen. Art. 612 bestimmt, dass eine Erbschaftssache, die durch Teilung an ihrem Wert wesentlich verlieren würde, einem Erben zugewiesen werden sollen. Daran hätte sich auch das Gericht zu halten, was bedeutet, dass ein Erbe das fragliche Grundstück zugewiesen erhielte, sofern der Anrechnungswert beziehungsweise die Ausgleichszahlungen dem tatsächlichen Verkehrswert entsprechen. Vermag ein interner Interessent allerdings nicht die nötigen Mittel zur Auszahlung der Miterben aufzubringen, ist die Liegenschaft an einen Dritten zu veräussern (was dann wiederum Art. 404 Abs. 3 ZGB unterliegen würde, BGE 117 II 18). 

4. Eine Erbteilung im vorgeschlagenen Sinne (Übernahme durch einen Miterben) bedarf der Zustimmung der Vormundschaftsbehörde, wenn die verbeiständete Person nicht in der Lage ist, das Geschäft selbständig zu tätigen (vgl. Ziff. 1 hievor). Hiezu bedarf es eines Verkehrswertgutachtens durch eine anerkannte Fachperson (Schatzungsexperte). Das scheint hier vorzuliegen. Um die Frage zu klären, ob der anerbotene Preis, der lediglich Fr. 30'000 vom Verkehrswert abweicht (was für die vertretene verbeiständete Person einen „Verlust“ von einem Drittel, also weniger als Fr. 10'000.- darstellt, wenn die steuerlichen Abgaben in Betracht gezogen werden), im Interesse der betreuten Person liegt, ist in Betracht zu ziehen, welche Kosten eine öffentliche Inserierung (Zeitungsinserate, Internet) und eine Veräusserung durch ein Treuhandbüro verursachen würden (Provisionen). Zu beachten ist ferner, dass sich eine öffentliche Beurkundung erübrigt, weil der Erbteilungsvertrag nur der einfachen Schriftlichkeit bedarf, wodurch ebenfalls Kosten eingespart werden können (Basler Kommentar OR I-Hess N 1 zu Art. 216). Wahrscheinlich wäre die Differenz zum theoretisch erzielbaren Verkaufserlös so gering, dass in Anbetracht des gestifteten Familienfriedens ein kleiner Verlust für die verbeiständete Person nach „gesundem Menschenverstand“ in Kauf genommen werden dürfte. Das müsste allerdings noch etwas genauer berechnet werden.

5. Gestützt auf diese Überlegungen gelange ich zu folgendem Schluss:

a. Gibt es in der Praxis Fälle, in denen innerhalb der Familie unter dem Verkehrswert verkauft wurde?
Mündelgrundstücke dürfen grundsätzlich nicht unter ihrem Wert veräussert werden, und zwar auch dann nicht, wenn ein Familienmitglied dieses erwirbt. Denkbar sind Ausnahmefälle, bei welchen Erbschaften mit Auflagen verbunden wurden, oder wenn das erwerbende Familienmitglied selbst viel in Erstellung und Unterhalt einer seit langem bestehenden Familienliegenschaft investiert hat und es geradezu stossend wäre, unter diesen Umständen den Familienbesitz nicht zu wahren.

b. Welche Bedingungen müssten da erfüllt sein?
Siehe oben. 

c. Wie ist vorzugehen?
Die durch einen freihändigen Verkauf entstehenden Kosten (Inserierung, Provisionen, öffentliche Beurkundung) sind abzuschätzen und bei der Gesamtbeurteilung in die Wagschale zu werfen. Bei einer Zuweisung der Liegenschaft an einen Miterben lassen sie sich vermeiden, weshalb unter Umständen auch ein kleiner Abstrich am Erlös zu verkraften wäre, umso mehr, als die verbeiständete Person damit einverstanden wäre, das Rechtsgeschäft als vernünftig und dem familiären Zusammenhalt dienlich erschiene und die betreute Person durch den eventuellen bescheidenen Verzicht - den sie nota bene auch als Schenkung vornehmen dürfte (ZVW 2003 S. 169, 172 f.) – in ihrem Vermögen und Wohlstand nicht massgeblich beeinträchtigt würde.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 14.8.2006
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